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Der Streit um heiße Luft
Der Einfluss von Interessengruppen auf den EU-Emissionshandel
und seine Umsetzung in Deutschland und dem Vereinigten
Königreich
Zusammenfassung
In der ersten Handelsphase nach Einführung des Eu-
ropäischen Emissionshandelssystems (EU-ETS)
kam es zu einer Überallokation von Gratiszertifika-
ten, so dass es seine ökologische Lenkungswirkung
nicht entfalten konnte. Die beiden größten Emitten-
ten der EU, Deutschland und das Vereinigte König-
reich, weisen in dieser Hinsicht erhebliche Unter-
schiede auf. In der vorliegenden Studie werden die
Erklärungsfaktoren für diese nationalen Unterschie-
de ausgearbeitet. Dabei wird gezeigt, dass es weni-
ger Anpassungs- und Problemdruck sind, als viel-
mehr der institutionell strukturierte Einfluss von In-
teressengruppen, der die unterschiedliche umwelt-
politische Ambitioniertheit der Nationalen Alloka-
tionspläne erklärt. Insbesondere die Rolle des Bun-
desrates als Vetopunkt und Unterschiede bei der In-
stitutionalisierung von Verhandlungen zwischen ge-
sellschaftlichen und staatlichen Akteuren stellen hier
wichtige Erklärungsfaktoren dar.
Schlagworte: Europäisches Emissionshandelssys-
tem, Nationale Allokationspläne, Implementation,
Vetopunkte
Abstract
Bargaining ‘Hot Air’
Interest groups’ influence on the implementation of
the European Emissions Trading System in Ger-
many and the UK
During its first phase, the European Emission Trad-
ing System failed to bring about any reductions in
European CO2 emissions. The National Allocation
Plans of Europe’s biggest emitters, Germany and the
UK, vary significantly in regard to the relative
amount of certificates granted to domestic industries.
Our study assesses explanatory factors for these dif-
ferences in accordance with the literature on Euro-
pean policies’ implementation. It reveals that it is the
institutional opportunity structure for interest groups'
influence rather than adaptation and/or problem
pressure that accounts for the differences in the envi-
ronmental ambitiousness of National Allocation
Plans. In particular, the German Bundesrat as a veto
point and differences in institutionalised relations
between societal and state actors serve as important
explanatory factors for the national differences ob-
served.
Key words: European Emissions Trading System,
National Allocation Plans, implementation, veto
points
1. Das Versagen des Europäischen Emissionshandelssystems
Im Juli 2003 wurde durch die Verabschiedung der Emissionshandelsrichtlinie (2003/87/EC)
die Einführung des Europäischen Emissionshandelssystems (EU-ETS) als zentrales Instru-
ment zur Reduktion klimaschädlicher Treibhausgase in der EU beschlossen. In der ersten
Phase von 2005 bis 2007 konnte das EU-ETS diesem Anspruch jedoch kaum gerecht wer-
den. Der Treibhausgasausstoß der vom EU-ETS erfassten Sektoren stieg in diesem Zeitraum
um 1,9 Prozent anstatt zu sinken, da zum einen deutlich mehr Zertifikate ausgegeben wur-
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den als von der Industrie tatsächlich benötigt wurden und zum anderen die Zertifikate kos-
tenlos ausgegeben wurden statt auktioniert zu werden. Diese Überallokation von Gratiszerti-
fikaten führte zu einem Preisabsturz für die Verschmutzungsrechte, so dass der Zertifikate-
handel zusammenbrach und seine beabsichtigte Lenkungswirkung nicht entfalten konnte
(Ellerman/Buchner 2007, 2008). Zudem konnten die Energieversorgungsunternehmen
(EVUs) zulasten der Stromkunden erhebliche Sondergewinne einfahren, indem sie die kos-
tenlos zugeteilten Zertifikate als Opportunitätskosten in die Strompreise überwälzten.
Diese Schwächen gehen vor allem auf die nationale Umsetzung der EU-Richtlinie
durch die Mitgliedstaaten zurück. So unterscheiden sich die Nationalen Allokationspläne
(NAPs) zum Teil erheblich, in denen unter anderem die jeweilige Zertifikatmenge (Cap)
und die Allokationsmethode auf nationalstaatlicher Ebene festgelegt wurden, woraus sich
dann die Gesamtmenge der in der EU vergebenen Zertifikate ergab. Unter den sechs
größten Emittenten der EU wurden in drei Staaten1 mehr Zertifikate ausgegeben als
schließlich im Jahr 2005 tatsächlich emittiert wurde. Darunter fällt auch der mit Abstand
größte Emittent Deutschland, wo es zu einer Überallokation von 4,3 Prozent kam. Im
Vereinigten Königreich, dem Mitgliedstaat mit den zweithöchsten CO2-Emissionen in der
EU, wurden demgegenüber 17,7 Prozent weniger Zertifikate ausgegeben als tatsächlich
emittiert wurde (Ellerman/Buchner 2006, S. 3).
Angesichts der sowohl von der deutschen als auch der britischen Regierung bean-
spruchten Vorreiterrolle im Klimaschutz stellt sich die Frage, warum lediglich im Verei-
nigten Königreich das EU-ETS als effektives Klimaschutzinstrument genutzt wurde. Wie
lassen sich die gravierenden Unterschiede bei der nationalen Umsetzung des Europäi-
schen Emissionshandelssystems erklären?
1.1 Unterschiedliche Erklärungsansätze: Anpassungsdruck, Problemdruck
oder Vetopunkte?
In der Literatur zur Umsetzung europäischer Richtlinien und Verordnungen werden im
Allgemeinen drei Faktoren identifiziert, die zur Erklärung nationaler Unterschiede bei der
Umsetzung europäischer Politiken herangezogen werden können: Der Anpassungsdruck,
der sich aus den (wahrgenommenen) Abweichungen zwischen Regulierungsstil und Re-
gulierungsstruktur zwischen der jeweiligen europäischen und den existierenden nationa-
len Regelungen ergibt; der (wahrgenommene) Problemdruck bzw. das Ausmaß, in dem
bestehende nationale Problemlösungen unter Druck geraten, da das entsprechende Pro-
blem fortbesteht; sowie die Kapazität staatlicher Akteure, Vetopositionen zu überwinden,
die sich innerhalb des Institutionengefüges der Nationalstaaten für politische, administra-
tive und gesellschaftliche Akteure ergeben (Haverland 2000, Heritier 1997, Knill 1998,
2001, Knill/Lenschow 1998, 2000).
Skjaerseth und Wettestad (2008a, 2008b) identifizieren in einer vergleichenden Stu-
die zur Umsetzung des EU-ETS drei Erklärungsfaktoren für die unterschiedliche Ambi-
tioniertheit Nationaler Allokationspläne. Dabei dient ihnen vor allem das Ausmaß an
CO2-Reduktionen, die mit der Einführung des EU-ETS durchgesetzt werden sollten, als
Beurteilungskriterium für die umweltpolitische Ambitioniertheit der NAPs. Unter die von
den Autoren genannten Faktoren fällt der institutional fit des Policy-Instruments entspre-
chend des Anpassungsdrucks nach Knill (1998, 2001) und Knill/Lenschow (1998, 2000).
Außerdem führen sie die Notwendigkeit weiterer Reduktionen zur Erfüllung vereinbarter
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Reduktionsziele sowie den Willen politischer Entscheidungsträger zur CO2-Reduktion als
zwei weitere Erklärungsfaktoren an. Ausdruck findet letzterer in der Existenz nationaler
Reduktions-Zielsetzungen, die über das Maß der internationalen Verpflichtungen hinaus-
gehen (Skjaerseth/Wettestad 2008a, S. 278).
Ambitionierte nationale CO2-Reduktionsziele wurden bereits vor der Einführung des
Europäischen Emissionshandelssystems sowohl in Deutschland als auch im Vereinigten
Königreich verabschiedet (Deutscher Bundestag 2004a, S. 7668, House of Commons 2005b,
S. 37). Ferner hatten zu diesem Zeitpunkt beide Staaten ihre internationalen Reduktionsver-
pflichtungen nahezu erfüllt (Skjaerseth/Wettestad 2008b: 170), so dass weder der Wille zu,
noch die Notwendigkeit von CO2-Reduktionen herangezogen werden können, um die ange-
sprochene Varianz in der umweltpolitischen Ambitioniertheit der NAPs zwischen den bei-
den hier untersuchten Ländern zu erklären. Daher führen Skjaerseth und Wettestad (2008a,
S. 281-283) diese Unterschiede vor allem auf den verbleibenden Faktor zurück, den institu-
tional fit zwischen Emissionshandel und bestehenden nationalen Klimaschutzpolitiken.
Vor der Einführung des EU-ETS waren die dominanten Instrumente der deutschen
Klimaschutzpolitik vor allem freiwillige Selbstverpflichtungen der Industrie und die Öko-
steuer, was den generell regulatorischen Charakter der deutschen Umweltpolitik wider-
spiegelt (Bailey 2007). Demgegenüber wurde im Vereinigten Königreich neben einer
Klimaschutzabgabe, der sogenannten Climate Change Levy, bereits im April 2002 ein
freiwilliges nationales Emissionshandelssystem eingerichtet (Nye/Owens 2008). Der An-
passungsdruck in Bezug auf Regulierungsstil und -strukturen, der von der Emissionshan-
delsrichtlinie auf die deutsche Klimaschutzpolitik ausging, war folglich in der Tat höher
als dies im Vereinigten Königreich der Fall war.2 Es verwundert daher kaum, dass die ge-
nerelle administrative Durchführung des Emissionshandels (die Einrichtung der Emis-
sionshandelsregister, die Ausarbeitung von Verifizierungsverfahren etc.) im Vereinigten
Königreich schneller erfolgte als in Deutschland. Die Unterschiede in der administrativen
Umsetzung der Emissionshandelsrichtlinie lassen sich durchaus durch die Varianz im
Anpassungsdruck erklären. Aber reicht dies aus, um trotz wiederholter Bekenntnisse der
amtierenden Regierungen zum Klimaschutz für den umweltpolitisch ganz erheblichen
Unterschied zwischen einer Unterallokation von 17,7 Prozent und einer Überallokation
von 4,3 Prozent eine zufriedenstellende Erklärung zu bieten?
Der eingehende Vergleich der Umsetzungsprozesse der Emissionshandelsrichtlinie
zeigt, dass es vor allem die institutionellen Gelegenheitsstrukturen für den Einfluss politi-
scher und gesellschaftlicher Akteure sind, wodurch sich die unterschiedliche relative Hö-
he der nationalen Caps erklären lässt. Neben den sich aus der institutionellen Struktur und
den jeweiligen politischen Verhältnissen ergebenden Vetopunkten im politischen System
spielen dabei zwei weitere Faktoren eine wichtige Rolle. Einerseits ist dies die Kapazität
staatlicher Akteure, den Druck konfliktfähiger Interessengruppen zu umgehen (vgl. Heri-
tier 1997). Diese wiederum ist abhängig vom zweiten hier ausgemachten Faktor: der Po-
sition wichtiger Entscheidungspunkte des Implementationsprozesses in den Wahlzyklen.
1.2 Institutionen, Interessen und Parteienwettbewerb in der
vergleichenden Prozessanalyse
Aus der Darstellung der institutionellen Entscheidungsstrukturen in Deutschland und dem
Vereinigten Königreich im folgenden Abschnitt wird deutlich, dass sich die britische Re-
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gierung im Umsetzungsprozess keinem Vetopunkt gegenüber sah, wohingegen in Deutsch-
land insbesondere dem Bundesrat als Vetopunkt eine entscheidende Rolle zukam. Um die
Bedeutung dieser institutionellen Gelegenheit für den Einfluss gesellschaftlicher Akteure
genauer benennen zu können, wird im Anschluss daran aufgezeigt, dass sich in beiden
Ländern gesellschaftliche Gruppen gegenüberstanden, die wirtschaftliche oder ökologi-
sche Interessen vertraten. Während erstere für eine möglichst großzügige Ausstattung der
Unternehmen mit Zertifikaten eintraten, strebten letztere eine möglichst strikte Ausge-
staltung der NAPs an.
Wirtschaftliche Interessen sind jedoch keineswegs auf die Vereinnahmung von Veto-
punkten angewiesen, um ihre Interessen durchzusetzen. Wie Lindblom (1977, S. 170)
früh erkannte, besetzen sie „priviledged positions“ im politischen Prozess und verfügen
über eine hohe Konfliktfähigkeit, also die Kapazität, die Politik durch glaubhafte Andro-
hung des Entzugs von Ressourcen unter Druck setzen (Mayntz 1997, Offe 1972). Solche
Drohungen umfassen unter anderem den Abbau von Arbeitsplätzen, die Verlagerung von
Standorten, die Zurückhaltung von Investitionen, Streiks, Demonstrationen, und den Ent-
zug politischer Unterstützung. Generell implizieren diese Drohungen immer einen Ver-
lust von Wählerstimmen und Mehrheiten für politische Mandatsträger, die für den Ein-
fluss der Interessengruppen dann empfindlich sind, wenn diese glaubhaft den Verlust po-
litischer Entscheidungsgewalt androhen können.
Das Kräfteverhältnis der genannten Koalitionen in Bezug auf ihre Konfliktfähigkeit
war in beiden Ländern ähnlich. Die Analyse der Umsetzungsprozesse in den Abschnitten
drei und vier zeigt jedoch, dass das Ausmaß, in dem diese Kapazität in politischen Ein-
fluss umgemünzt werden konnte, nicht nur mit der jeweiligen Konfliktfähigkeit, sondern
auch mit den unterschiedlichen Ausprägungen der Gelegenheitsstrukturen des politischen
Systems variierte. Die Bereitschaft politischer Mandatsträger, bestimmte Interessen zu
bedienen und die Anliegen anderer auszuschlagen, macht einen Teil der Kapazität staatli-
cher Akteure aus, die Vetomacht von Interessengruppen zu schwächen. Wie die abschlie-
ßende vergleichende Betrachtung beider Fälle zeigt, variieren die Umsetzungschancen einer
bestimmten Politik sowohl zwischen den beiden untersuchten Ländern als auch zwischen
verschiedenen Entscheidungszeitpunkten mit ihrer Nähe zu anstehenden Wahlen.
2. Institutionelle Gelegenheitsstruktur und Konfliktfähigkeit
beteiligter Interessengruppen
Die Implementation des EU-ETS in den Nationalstaaten erfolgte im Rahmen der durch
die von der EU-Richtlinie vorgegebenen Bedingungen und kann insofern als einge-
schränkter nationaler politischer Willensbildungsprozess aufgefasst werden. Das Institu-
tionengefüge strukturiert diesen Prozess entlang einer Entscheidungskette von Vetopunk-
ten – Institutionen, deren Zustimmung zur Verabschiedung einer Politik erforderlich ist –
an denen die Interessengruppen Einfluss auf die politischen Entscheidungsträger auszu-
üben versuchen (Immergut 1992a, 1992b). Der politische Druck der Interessengruppen
resultiert aus deren formellen und informellen Zugängen zu politischen Entscheidungs-
trägern sowie ihrer Konfliktfähigkeit.
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2.1 Institutionelle Gelegenheitsstruktur
In Deutschland erfolgte die Umsetzung des EU-ETS durch das Treibhausgas-Emissions-
handelsgesetz (TEHG) und das Zuteilungsgesetz (ZuG). Zwischen der rot-grünen Bun-
desregierung und dem schwarz-gelb dominierten Bundesrat hatte es Differenzen hin-
sichtlich der Bewertung der Zustimmungspflichtigkeit dieser beiden Gesetze gegeben. Im
ursprünglichen TEHG-Entwurf des BMU hätten die Länderadministrationen die Erteilung
und Überwachung der Zertifikate verwalten sollen. Dies erforderte eine Änderung der 34.
Verordnung zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImschV), welche zustimmungs-
pflichtig war. Aufgrund des Zeitdrucks zur fristgerechten Verabschiedung des TEHG
wurde hierauf vom BMU der Novellierungsbedarf der BImschV in das TEHG integriert,
das nun vorsah, die Administration mit der Einrichtung der Deutschen Emissionshandels-
stelle auf Bundesebene anzusiedeln. Nach Auffassung der Bundesregierung war das TEHG
damit nicht zustimmungspflichtig. Jedoch vertraten Bundesrat und Opposition die gegen-
teilige Ansicht, da zum einen den Landesbehörden eine originäre Zuständigkeit entzogen
würde (Deutscher Bundestag 2004b, S. 8795-8803) und Länderinteressen zum anderen
allein aufgrund der erheblichen struktur- und regionalwirtschaftlichen Auswirkungen des
NAP I tangiert seien (Mock Rechtsanwälte 2005). Die Bundesregierung vertrat dagegen
die Auffassung, die Gesetze seien nicht zustimmungspflichtig, da keine neuen Pflichten
für die Landesbehörden erwüchsen.
Nach dem Kabinettsbeschluss vom 31.3.2004 rief der Bundesrat den Vermittlungs-
ausschuss an und drohte mit einer Normenkontrollklage, so dass in der Folge die Gesetze
als zustimmungspflichtig anerkannt wurden und eine Aufteilung der Verwaltungsaufga-
ben zwischen Bund und Ländern vorgenommen wurde (Mock Rechtsanwälte 2005). Im
Bundesrat hatten während des gesamten Umsetzungsprozesses die unionsregierten Län-
der die Mehrheit inne, deren Positionen bei der NAP-Konzeption damit zu bedenken wa-
ren, um Verzögerungen oder gar ein Scheitern der Gesetzesvorlagen zu verhindern.
Im Vereinigten Königreich erfolgte die Umsetzung des EU-ETS hingegen ausschließ-
lich durch sekundäre Rechtsetzung. Die gesetzliche Ermächtigungsgrundlage bildete da-
bei der bereits 1972 verabschiedete European Communities Act. Dieser sieht für die par-
lamentarische Kontrolle der im Zusammenhang mit der Umsetzung europäischer Politi-
ken verabschiedeten Statutory Instruments (SI) das negative resolution procedure im
Standing Committee on Delegated Legislation des House of Commons vor.3 Demnach
treten die entsprechenden Verordnungen in Kraft, wenn das Parlament nicht binnen 40
Tagen nach deren Vorlage im Ausschuss eine ablehnende Resolution verabschiedet. Da-
bei kann das Parlament die SIs jedoch lediglich insgesamt ablehnen und keine Änderun-
gen im Detail veranlassen. Bislang kam es nur sehr selten zu ablehnenden Entscheidun-
gen in Bezug auf SIs im Rahmen dieses parlamentarischen Kontrollverfahrens (House of
Commons 2008, S. 4). Die parlamentarische Kontrolle dient vielmehr dazu, den Recht-
fertigungsdruck der Regierung gegenüber dem Parlament und der Öffentlichkeit zu erhö-
hen. Da kein Verfahren existiert, durch welches das House of Lords Verordnungen der
Regierung aufheben könnte, stellten weder das Ober- noch das Unterhaus Vetopunkte im
Umsetzungsprozess der Emissionshandelsrichtlinie dar.
Hauptadressat für die Lobbyingaktivitäten der betroffenen Interessengruppen war in bei-
den Ländern die (Bundes-)Regierung, wobei sich mit dem Beschluss der Zustimmungspflicht
in Deutschland mit den Landesregierungen weitere Adressaten für die Einflussversuche durch
Interessengruppen hervortaten. Welche Unterschiede sich daraus für die Einflussmöglichkei-
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ten der unterschiedlichen Interessen ergaben, bleibt im Folgenden genauer zu erörtern. Zuvor
sei noch auf einen weiteren wichtigen institutionellen Unterschied in der Gelegenheitsstruktur
verwiesen: den institutionalisierten Zugang zu politischen Entscheidungsträgern.
Im Vereinigten Königreich hatten sowohl Industrievertreter als auch Vertreter von
Umweltschutzorganisationen über den gesamten Umsetzungsprozess hinweg die Gele-
genheit, sich im Rahmen formaler Konsultationsprozesse mit ihren Anliegen an das De-
partment for Environment, Food and Rural Affairs (DEFRA) und das Department of Tra-
de and Industry (DTI),4 die beiden zuständigen Ressorts in Whitehall, zu wenden
(DEFRA 2005a, S. 34, 2007, S. 43f.). Zur generellen Information der Industrie fanden
außerdem Treffen der beiden Ressorts mit der UK Emissions Trading Group (UKETG)5
statt. Nach Angaben des DEFRA wurden ferner regelmäßig Gespräche mit Umweltver-
bänden und anderen Betroffen zu der Implementierung des EU-ETS geführt (DEFRA
2007, S. 44). Neben diesen generellen Kontakten zwischen der Regierung und den Be-
troffenen wurden in Bezug auf spezielle Regelungsinhalte mehrfach formelle Konsulta-
tionsprozesse durchgeführt. Alle interessierten Akteure hatten also einen institutionali-
sierten Zugang zu den formalen Entscheidungsträgern in der Ministerialbürokratie.
Anders war dies in Deutschland. Hier fanden zur Ausarbeitung der Gesetzesentwürfe
zunächst korporatistische Verhandlungen zwischen verschiedenen Industrievertretern,
Umweltverbänden und Regierungsakteuren im Rahmen der Arbeitsgruppe „Emissions-
handel zur Bekämpfung des Treibhauseffekts“ (AGE) statt. Nachdem im Rahmen dieses
Gremiums jedoch kein Konsens erzielt werden konnte, wurden zunächst die Umweltver-
bände von den institutionalisierten Verhandlungen mit der Bundesregierung, die von da
an in einer deutlich kleineren „Staatssekretärsrunde“ stattfanden, ausgeschlossen. Nach-
dem auch diese kleinere Verhandlungsrunde gescheitert war, wurden die Verhandlungen
zwischen Exekutive und Interessengruppen vollkommen auf selektive, bilaterale, nicht-
institutionalisierte und intransparente Absprachen seitens der Regierung mit einzelnen
Wirtschaftsakteuren beschränkt.
Die Gelegenheitsstrukturen für den Einfluss gesellschaftlicher Akteure auf die Umset-
zung des EU-ETS unterscheiden sich also grundlegend. Der zentralisierte Entscheidungs-
findungsprozess im Vereinigten Königreich bot allen Interessengruppen zumindest formal
gleiche Zugangschancen zur Regierung, die sich keinem Vetopunkt gegenüber sah. Demge-
genüber bot der Bundesrat Interessengruppen in Deutschland zusätzliche Ansatzpunkte,
während die Einbindung von Interessengruppen in die Entscheidungsfindung selektiv von
Seiten der Regierung erfolgte. Bevor in der Darstellung der jeweiligen Umsetzungsprozesse
gezeigt wird, dass diese institutionellen Bedingungen in Deutschland vor allem den wirt-
schaftlichen Interessengruppen zugutekamen, seien die grundlegenden Positionen der ver-
schiedenen Interessengruppen und ihre Konfliktfähigkeit im Folgenden kurz dargestellt.
2.2 Relevante Akteure und ihre Positionen: Ökonomie vs. Ökologie
Im Rahmen des von der EU-Emissionshandelsrichtlinie gewährten Umsetzungsspielraums
waren es vor allem die Wahl der Allokationsmethode sowie die Höhe des nationalen Caps
die zwischen Umweltschützern und Wirtschaft hoch umstritten waren. Bei der Ausarbeitung
des Nationalen Allokationsplans blieben jedoch auch weitere wichtige Fragen zu klären
(NERA/AEA Technology/SPRU 2003): Inwieweit sollten frühere Anstrengungen einzelner
Anlagen oder Sektoren anerkannt werden, ihre CO2-Emissionen zu senken (Early Action)?
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Musste die Übertragung von Zertifikaten zwischen den einzelnen Phasen des EU-ETS
möglich sein? War eine gewisse Menge an Zertifikaten als Reserve, z.B. für Neuanlagen,
zurückzustellen, oder sollten diese die Zertifikate am Markt kaufen? Was sollte mit den be-
reits vergebenen Zertifikaten einer Anlage nach deren Schließung geschehen?
Bezüglich dieser Fragen konnten sich die beteiligten Industrievertreter weder in
Deutschland noch im Vereinigten Königreich auf eine gemeinsame Position einigen.
Weitgehende Einigkeit im wirtschaftlichen Lager bestand lediglich dahingehend, dass ei-
ne ausreichende, möglichst großzügige Ausstattung der Unternehmen mit Zertifikaten er-
folgen sollte, was am ehesten durch eine Allokation auf Basis historischer Emissions-
werte (Grandfathering) zu erreichen sei. Eine Auktionierung von Zertifikaten, die im
Rahmen der EU-Richtlinie ohnehin auf fünf Prozent der auszugebenden Zertifikate be-
schränkt geblieben wäre, wurde hingegen einhellig abgelehnt. Bezüglich der anderen
Punkte folgten die einzelnen Unternehmen in ihren Forderungen einer jeweils individuel-
len betriebswirtschaftlichen Logik und verlangten eine Ausgestaltung der NAPs so, dass
sie ihnen Wettbewerbsvorteile gegenüber Konkurrenten einbringen würden.
Diese Zersplitterung des wirtschaftlichen Lagers machte eine Aggregation der Inter-
essen innerhalb der Verbandsstrukturen schwierig. So traten denn auch die großen natio-
nalen Industrieverbände, der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) und die Con-
federation of British Industry (CBI), lediglich generell für ein großzügiges Cap ein und
lehnten verschiedene Forderungen der Umweltschutzverbände ab. Auch den Fachverbän-
den, die in beiden Ländern an der Ausarbeitung des NAPs beteiligt waren, fiel die Erar-
beitung einheitlicher Positionen schwer. So traten beispielsweise die Unternehmen der
britischen Nuklearwirtschaft für ein striktes Cap ein, hätten ihnen hohe Zertifikatpreise
doch Wettbewerbsvorteile gegenüber Konkurrenten verschafft, die überwiegend Energie
aus fossilen Brennstoffen gewinnen. Dies machte eine einheitliche Positionierung der As-
sociation of Electricity Producers (AEP) unmöglich. Ähnliches galt für den Verband der
Elektrizitätswirtschaft in Deutschland, wo die großen Energieversorger unterschiedliche
Forderungen entsprechend ihres jeweiligen Brennstoffmixes stellten.
Ohne auf die detaillierten Positionen einzelner Akteure weiter einzugehen, kann fest-
gehalten werden, dass sich in beiden Ländern die Wirtschaftsinteressen durch eine hohe
Konfliktfähigkeit auszeichneten. Sie vertraten CO2-intensive Industrien, in denen mehrere
Millionen Menschen beschäftigt sind, so dass Drohungen mit Investitionszurückhaltun-
gen und Arbeitsplatzverlusten einer gewissen Glaubwürdigkeit nicht entbehren. Die Ak-
teure in dieser Gruppe haben ferner gute Verbindungen zu Ministerialbürokratie und poli-
tischen Mandatsträgern. Sie verfügen über wichtige Informationen, weshalb die Regie-
rungen für eine reibungslose Implementierung des EU-ETS auf die Zusammenarbeit mit
ihnen angewiesen waren. Allerdings stand dieser Konfliktfähigkeit eine geringe inhaltli-
che Geschlossenheit gegenüber.
Im Lager der Umweltinteressen verhielt es sich demgegenüber eher umgekehrt. Die
beteiligten Verbände der Umweltindustrie sowie die Umweltverbände BUND, German-
watch, Greenpeace, der WWF, Friends of the Earth (FoE) und die Royal Society for the
Protection of Birds (RSPB) forderten eine möglichst strikte Festlegung des nationalen
Caps und sprachen sich dafür aus, die Möglichkeiten zur Auktionierung von Zertifikaten
voll auszuschöpfen. Eine Anerkennung von Early Action wurde von ihnen ebenso kri-
tisch gesehen wie die Allokation der Zertifikate durch Grandfathering.
Die Konfliktfähigkeit dieser Gruppe war gegenüber dem wirtschaftlichen Lager je-
doch gering. Für die Umweltverbände ergibt sich diese vor allem aus ihrer moralischen
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Reputation in der Öffentlichkeit, ihrer Mitgliederzahl und den verfügbaren Finanzmitteln.
Diese machen es möglich, viele Menschen für Protestaktionen zu mobilisieren und Stu-
dien anzufertigen, die eigene Argumente untermauern oder die Argumentationen anderer
Akteure schwächen. Ferner haben diese Gruppen im Laufe der Zeit durch ihre Arbeit eine
erhebliche Expertise in umweltpolitischen Fragen entwickelt, auf die insbesondere Par-
lamentarier im Rahmen des Umsetzungsprozesses immer wieder zurückgegriffen haben.
Glaubhafte Drohungen mit Investitionsverweigerungen und Arbeitsplatzverlusten gehö-
ren hingegen nicht zu den politischen Ressourcen, mit denen Vertreter von Umweltinter-
essen ihrer Position Nachdruck verleihen können.
Während sich die institutionellen Gelegenheitsstrukturen in Deutschland und dem
Vereinigten Königreich erheblich unterschieden, waren Interessenskonstellation und Kon-
fliktfähigkeit der widerstreitenden Lager durchaus vergleichbar. Inwiefern dies zu der
großzügigen Festlegung der nationalen Zertifikatmenge in Deutschland und dem demge-
genüber relativ strikten Cap im Vereinigten Königreich führte, zeigt die folgende Unter-
suchung des Umsetzungsprozesses in beiden Ländern.
3. Der Umsetzungsprozess in Deutschland
Einzelne Interessengruppen waren in Deutschland von Beginn an in den Willensbildungs-
prozess zum NAP einbezogen. Dabei können drei Phasen unterschieden werden: Erstens
die vorbereitenden Verhandlungen in der Arbeitsgruppe Emissionshandel (AGE), zwei-
tens die Verhandlung kritischer Entscheidungen unter Zeitdruck in der Staatssekretärs-
runde, und drittens die nicht mehr institutionalisierten Verhandlungen in der kritischen
Schlussphase. Mit jeder dieser Phasen nahm der Einfluss ökonomischer Interessen zulas-
ten der ökologischen zu, während die Entscheidungsfindung zugleich sukzessive in den
Arkanbereich verlagert wurde.
3.1 Phase 1: Vorbereitende Verhandlungen in der Arbeitsgruppe
Emissionshandel
Bereits während der Beratungen zur EU-Richtlinie wurde von der Bundesregierung am
18.10.2000 die Arbeitsgruppe „Emissionshandel zur Bekämpfung des Treibhauseffekts“
(AGE) eingerichtet. Die AGE fungierte als das zentrale Gremium, um die Position der
Bundesregierung zur Ausgestaltung des EU-ETS auf europäischer Ebene und dessen na-
tionale Umsetzung zu beraten und bildete damit eine politisch gewollte Einflussgelegen-
heit für gesellschaftliche Interessenvertreter. In der AGE vertreten waren zahlreiche Indus-
trieunternehmen, insbesondere aus energieintensiven Sektoren und der Automobilindus-
trie; die Energiewirtschaft; mehrere Wirtschaftsverbände (BDI, DIHK, Gesamtverband
Deutsche Steinkohle, Verband der Chemie-Industrie, VDEW u.a.); drei Umweltverbände
(BUND, Germanwatch und WWF); zwei Gewerkschaften (IG Metall und verdi, vorüber-
gehend zusätzlich die IG BCE); mehrere Bundesministerien (BMU, BMWA u.a.); die
Bundestagsfraktionen sowie drei Bundesländer (Hessen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-
Westfalen). Den Vorsitz führte das BMU (AGE 2004, BMU 2003).
Die Analyse der Sitzungsprotokolle zeigt, dass die Vertreter wirtschaftlicher Gruppen
ihre Anliegen wirksam verfolgen konnten.6 Beispielhaft sei die Erwartungshaltung des
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BASF-Vertreters Günter Röder genannt, er gehe „von einer großzügigen Genehmigung
für die erste Verpflichtungsperiode“ aus. Vattenfall-Vertreter Helmuth Groscurth meinte,
eine geringfügige Überallokation sei „vermutlich kein Kernproblem“, wenn diese nur eu-
ropaweit „einheitlich“ sei, um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden (Corbach 2007,
S. 84). Ein Zertifikatehandel käme in diesem Fall allerdings effektiv nicht zustande.
Im Streit um den Allokationsmechanismus wurde von Seiten der Wirtschaft bereits
während der Verhandlungen zur EU-ETS-Richtlinie ein kostenfreies Grandfathering ge-
fordert und eine Auktionierung abgelehnt (ebd., S. 46). Im weiteren Verlauf wurden auch
Benchmarks diskutiert, die nicht einhellig verworfen wurden, sofern nach Brennstoffen
differenziert werde. Gerd Weber vom Steinkohleverband erläuterte, dass „bei einheitli-
chen Benchmarks für Strom gerade für die Steinkohle die Gefahr eines Brennstoffwech-
sels als das zentrale Problem“ bestehe (ebd., S. 58f.). Auch RWE-Vertreter Jürgen Engel-
hardt wollte einen Brennstoffswitch von Kohle zu Erdgas vermeiden, was den Interessen
von RWE aufgrund deren hohen Kohleanteils im Strommix zuwidergelaufen wäre (IWÖ
2009, S. 75-86, Liedtke 2006, S. 131-136, RWE 2005, S. 19, 2008, S. 61). EnBW-Ver-
treter Horst Wolter äußerte dagegen weniger Bedenken, da erst bei höheren CO2-Preisen
ein Brennstoffwechsel rentabel sei (Corbach 2007, S. 86). Da die EnBW über keine
Braunkohle und relativ wenig Steinkohle im Portfolio verfügt, ist sie von einem Brenn-
stoffwechsel weniger betroffen und hat insofern weniger Interesse an einem brennstoff-
spezifischen Benchmarking (EnBW 2008, IWÖ 2009, S. 34-48, Liedtke 2006, S. 146-
150). Die Umweltverbände äußerten dagegen ihre Skepsis gegenüber brennstoffspezifi-
schen Benchmarks, da dann keine Anreize zu Brennstoffwechsel mehr gegeben seien
(Corbach 2007, S. 57f.). Auch das BMU lehnte brennstoffspezifische Benchmarks zu-
mindest für Neuanlagen ab (ebd., S. 86f.).
In Bezug auf Early Action setzte sich vor allem die VEAG/Vattenfall für eine großzügige
Honorierung früherer Reduktionsmaßnahmen auf Basis eines möglichst frühen Bezugszeit-
raums ein (ebd., S. 48). Damit wollte sie eine Berücksichtigung der zu Beginn der 1990er
Jahre durchgeführten Modernisierung ihres Kraftwerkparks und verschiedener Neubauten er-
reichen, die allerdings von den früheren privatwirtschaftlichen Eigentümern sowie dem Staat
finanziert worden war (IWÖ 2009, S. 49-60, Liedtke 2006, S. 142-146, Vattenfall 2009).
3.2 Phase 2: Verhandlungen kritischer Punkte unter Zeitdruck in der
Staatssekretärsrunde
Aufgrund zunehmenden Zeitdrucks durch die Frist zur Einreichung des NAPs bei der
EU-Kommission zum 31.3.2004 wurden die AGE-Gespräche zwar fortgesetzt, die kriti-
schen Punkte jedoch fortan in die hierzu geschaffenen „Hochrangigen Arbeitsgruppe
Emissionshandel“, kurz „Staatssekretärsrunde“, verlagert. Dieses auf Vorstands- bzw.
Staatssekretärsebene angesiedelte Gremium war deutlich kleiner als die AGE und sollte
so die Verhandlungsprozesse beschleunigen. Zum Teilnehmerkreis gehörten Vertreter des
BMWA, des BMU und des Bundeskanzleramts, 13 Vertreter von Wirtschaftsverbänden
und Unternehmen (koordiniert vom BDI) sowie zwei BDI-Vertreter. Zu den 13 Mitglie-
dern aus der Wirtschaft gehörten E.on, Vattenfall Europe, EnBW, RWE, MVV/VKU, De-
gussa, BP, Hydro Aluminium sowie die Verbände der Stahl-, Papier-, Glas- und Zement-
industrie (Corbach 2007, S. 91). Umweltverbände, Bundestag und Bundesländer hatten
hingegen keinen Zugang zu den Verhandlungen in dieser Runde. Im Gegensatz zur AGE,
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die allein vom BMU geleitet wurde, führte dieses den Vorsitz der Staatssekretärsrunde
gemeinsam mit dem BMWA. Über die Gespräche wurde Stillschweigen vereinbart und es
fanden weder mit der AGE noch mit Abgeordneten des Bundestags – trotz deren wieder-
holter Nachfragen – Abstimmungen statt (Zöckler 2004, S. 60). Damit war das Parlament
nun gänzlich von den Gesetzesberatungen ausgeschlossen.
Durch die Beschränkung der Anzahl beteiligter Akteure sollte das Interessenspektrum
reduziert, und so die Ausarbeitung eines konsensfähigen Entwurfs für weitere Beratungen
in größerem Kreis vorangetrieben werden. Man widmete sich dabei insbesondere der Zer-
tifikatmenge und deren Aufteilung auf die einzelnen Industriesektoren. Dabei traten je-
doch zunehmend interne Interessenkonflikte der wirtschaftlichen Interessenvertreter zu-
tage, da jedes Unternehmen in den detaillierteren Allokationsfragen eigene unterneh-
mensspezifische Interessen durchzusetzen suchte und nur in allgemeinen Fragen, wie ei-
nem generell großzügigen Cap, ein Konsens erzielt werden konnte. Kein Interessenver-
treter war bereit zugunsten eines Kompromisses von der eigenen Position abzurücken, so
dass die Verhandlungen bereits früh ins Stocken gerieten.
Wünschte Vattenfall insbesondere eine Anerkennung von Early Action sowie – ge-
meinsam mit RWE – die Verhinderung eines Brennstoffswitchs, so verfolgten E.on und
EnBW vor allem das Ziel der Kompensation des Atomausstiegs. Die energieintensive In-
dustrie wiederum bestand auf eine großzügige Zuteilung, da sie – anders als die Energie-
wirtschaft, die in geringerem Maße dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt ist – die
Kosten nur begrenzt an den Endkunden weiterreichen könne. Weder BDI noch VDEW
konnten diese Konflikte schlichten; beide Verbände waren paralysiert. Alle Akteure lehn-
ten den BMU-Entwurf ab, konnten aber keine gemeinsame Gegenposition entwerfen
(Corbach 2007, S. 102-105, Der Spiegel 2004, FAZ 2004). Erst nachdem E.on, RWE und
Vattenfall sich auf brennstoffspezifische Benchmarks verabreden konnten, nahm auch der
VDEW eine entsprechende Position ein (Corbach 2007, S. 103, Zöckler 2004, S. 66f.).
Die Gespräche brachen schließlich zusammen, nachdem das BMU am 29.01.2004 ei-
nen unabgestimmten Vorschlag für einen NAP vorgelegt hatte, der zwar in einigen Punk-
ten der Wirtschaft entgegenkam, jedoch grundsätzlich eine ökologisch ambitionierte
Ausgestaltung des NAPs verfolgte. Darin war etwa eine Gesamtmenge von 488 Mio. to
CO2 für 2005/2007 und 480 Mio. to für 2008/2012 vorgesehen. Die Vertreter der Wirt-
schaft gaben sich ob dieses Vorschlags brüskiert und brachen die Gespräche ab (BMU
2004, Corbach 2007, S. 101f., Zöckler 2004, S. 69f.).
3.3 Phase 3: Ressortabstimmungen in der Bundesregierung
Nach dem Abbruch der Verhandlungen im Rahmen der Staatssekretärsrunde existierten
überhaupt keine institutionalisierten Verhandlungen mehr. Die relevanten Aushandlungs-
prozesse verliefen fortan zwischen BMU, BMWA und Bundeskanzleramt in intranspa-
renten, bilateralen Unterredungen mit anderen Akteuren. Zu den relevanten Entschei-
dungsprozessen hatten dabei lediglich wenige große wirtschaftliche Akteure Zugang, da-
runter v.a. der BDI und die Energiewirtschaft. Umweltgruppen blieben außen vor und
auch das Parlament wurde nicht beteiligt.
Mehrere Versuche einer Ressortabstimmung zwischen BMU und BMWA endeten er-
gebnislos. Im Vorfeld zur Frist des 31.3.2004 verlangte Bundeswirtschaftsminister Wolf-
gang Clement wiederholt Kompromisse, die den Anliegen der Wirtschaft entgegen kom-
Der Streit um heiße Luft 135
men sollten. Selbst eine Mitte März von den beiden Staatssekretären des BMWA und des
BMU ausgehandelte Kompromisslösung, in der ein Cap von 499 Mio. to für 2005/2007
vorgesehen war (statt 488 Mio. to im ursprünglichen BMU-Entwurf), wurde von ihm
überraschend verworfen. Clement verlangte indes in einem Zwölf-Punkte-Katalog u.a.
ein deutlich weicheres Cap von 520 Mio. to mit zusätzlichen Reserven bei hohem Wirt-
schaftswachstum, eine bedarfsgerechte Ausstattung von Kohlekraftwerken sowie zusätz-
liche Zertifikate für die Stahlindustrie. Bis 2012 sei auf jegliche Reduktionsziele voll-
ständig zu verzichten. Ferner sei bei Verwirklichung des EU-ETS eine Abschaffung der
Ökosteuer, des EEG und des KWK-Gesetzes zu prüfen.
Zwei Tage vor Ablauf der Frist wurde schließlich am 29.3.2004 bei einem Treffen
zwischen Bundeskanzler Schröder, Wirtschaftsminister Clement, Umweltminister Trittin,
dem Außenminister und Vorsitzenden der Grünen Joschka Fischer sowie Kanzleramtsmi-
nister Frank-Walter Steinmeier eine Einigung erzielt und am 31.3.2004 im Kabinett be-
schlossen. Für 2005/2007 waren nun 503 Mio. to CO2 (statt 488 Mio. to im BMU-Ent-
wurf) und für 2008/2012 waren nun 495 Mio. to CO2 (statt 480 Mio. to) vorgesehen.
Neuanlagen sollten bedarfsgerecht ausgestattet werden. Die Übertragungsregel sollte nur
für vier statt acht Jahre gelten und Ersatzanlagen sollten dann für 14 Jahre von Redukti-
onspflichten ausgenommen sein. Dadurch wurde auch der Bau von Braunkohlekraftwer-
ken wirtschaftlich rentabel gehalten (BMU 2004).
Eine Schlüsselrolle für die Durchsetzung der Positionen wirtschaftlicher Interessens-
vertreter nahm Bundeswirtschaftsminister Clement ein. Der von 2002 bis 2005 amtieren-
de Wirtschaftsminister war zuvor Ministerpräsident von NRW, dem bevölkerungsreichs-
ten Bundesland, das zugleich wirtschaftlich stark vom Steinkohlebergbau, der Stromwirt-
schaft und der energieintensiven Industrie im Ruhrgebiet geprägt ist. Drei der fünf großen
Stromversorger haben dort ihren Sitz (E.on in Düsseldorf, RWE und RAG/Evonik in Es-
sen). Dieses wirtschaftliche und soziokulturelle Umfeld schuf die Voraussetzung für eine
strukturelle Nähe der gewerkschaftlich geprägten Wählerschaft zur SPD, die jedoch ihre
39 Jahre lang ununterbrochen gehaltene Landtagsmehrheit im Jahre 2005 an die CDU
verlor. Die Rücksichtnahme auf die Interessen der Industrie, der Gewerkschaften und der
schwankenden SPD-Wählerklientel in diesem wichtigen Bundesland ließen das SPD-ge-
führte BMWA zu einem starken Advokaten gegen eine strikte Umsetzung des EU-ETS
werden. Clement profitierte enorm von dem Verhandlungsvorteil, der sich aus seiner la-
tenten Rücktrittsdrohung und dem Wissen um seine Unersetzbarkeit für den Machterhalt
der SPD nährte. Der Kanzler konnte so auch gegen den Unmut des ökologischen Flügels
in der SPD erfolgreich unter Druck gesetzt werden.
3.4 Bundesrat und Bundestag: Länderinteressen und
Parteienwettbewerb
Wie oben dargelegt wurde, stand den Bundesländern nach der Einigung mit der Bundesregie-
rung über die Zustimmungspflichtigkeit der relevanten Gesetze die Möglichkeit offen, über
den Bundesrat Einfluss auf die Umsetzung des EU-ETS zu nehmen. Dass hier vor allem die
wirtschaftlichen Anliegen zur Ausgestaltung des NAPs Gehör fanden, wird bereits in der
Stellungnahme des Bundesrates vom 13.2.2004 deutlich. Darin enthalten ist die Forderung
„zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland [seien] be-
stehende Spielräume bei der Erstellung des nationalen Zuteilungsplans zu nutzen und insbe-
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sondere die Anzahl der insgesamt zu verteilenden Zertifikate ausreichend zu bemessen. Nur
so können die bereits erbrachten Leistungen der deutschen Wirtschaft beim Klimaschutz ho-
noriert werden“ (Bundesrat 2004, S. 16). Explizit wurde auf die ausdrückliche Anerkennung
von Early Action bei Kohlekraftwerken und chemischer Industrie gedrängt.
Insbesondere Politiker der ostdeutschen Länder Brandenburg (SPD), Sachsen (CDU/
SPD), Sachsen-Anhalt (CDU/FDP) und Thüringen (CDU) mahnten eine Anerkennung
von Early Action an, was den Interessen des in Ostdeutschland aktiven Stromerzeugers
Vattenfall entsprach. Sachsen-Anhalt drohte sogar mit einer Klage vor dem Bundesver-
fassungsgericht und dem Europäischen Gerichtshof wegen Verletzung der Unternehmer-
freiheit und der Wettbewerbsgleichheit, wenn Early Action nicht ausreichend anerkannt
würde. Sachsen, Thüringen und Brandenburg wollten zunächst nicht klagen, kritisierten
jedoch ebenfalls den NAP in einer gemeinsamen Erklärung: „Der von der Bundesregie-
rung geplante Entwurf des Emissionsrechtehandels gefährdet Arbeitsplätze und Investi-
tionen in den neuen Ländern und belastet die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen
schwer“ (FAZ 2004, S. 13). Mit besonderem Nachdruck setzte sich Manfred Stolpe, als
damaliger Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (SPD) im Kabinett
verantwortlich für den Aufbau Ost sowie ehemaliger Ministerpräsident des Landes Bran-
denburg, für die Anerkennung von Early Action ein. Dessen Nachfolger im Amt des
brandenburgischen Ministerpräsidenten, Matthias Platzeck (SPD), wandte sich persönlich
an den Bundeskanzler, um sich für die Honorierung von Early Action auszusprechen
(Corbach 2007, S. 131). Die Position Brandenburgs hatte vor dem Hintergrund der anste-
henden Landtagswahlen vom 19.9.2004 besonderes Gewicht. Da der SPD spürbare Ver-
luste drohten, versuchte sie jeden Vorwurf, sie riskiere Arbeitsplätze, zu vermeiden.
In noch stärkerem Ausmaß als die ostdeutschen Länder setzte sich die SPD-Führung
von NRW für wirtschaftliche Interessen bei der Ausgestaltung des NAPs ein. In diesem
traditionell sozialdemokratischen Land drohte mit der Landtagswahl vom 22.5.2005 erst-
mals eine dramatische Wahlniederlage der SPD, welche zugleich auch „das Ende der rot-
grünen Bundesregierung“ bedeute, wie NRW-Ministerpräsident Peer Steinbrück öffent-
lich erklärte (Welt Online 2004). Dass diese Sorge nicht unberechtigt war, bestätigte sich
nach den Wahlen: nach dem Sieg von CDU/FDP in NRW rief Kanzler Schröder vorzeiti-
ge Neuwahlen im Bund aus. Im März 2004, in der entscheidenden Endphase der NAP-
Verhandlungen, erklärte Steinbrück: „Ich kämpfe dafür, dass unsere Industrie hier bleibt.
Wir können unsere Wirtschaftsleistung nicht allein damit erbringen, Blaupausen zu er-
stellen, Solarzellen zu bauen und Haare zu schneiden.“ NRW sei ein Land, in dem hun-
derttausende Menschen in der Grundstoff erzeugenden Industrie arbeiten. „Wenn die
Vorschläge von Trittin unverändert umgesetzt werden, dann führt das zur De-Industriali-
sierung Nordrhein-Westfalens. […] Setzt sich Trittin durch, dann würde die Stromindus-
trie Kraftwerke außerhalb Nordrhein-Westfalens bauen.“ (Strom Magazin 2004) Die Ge-
werkschaften agierten in NRW in ungewohntem Schulterschluss mit der Industrie. Wäh-
rend der Endphase der NAP-Verhandlungen demonstrierten mehrere tausend Stahlarbei-
ter im Ruhrgebiet auf Initiative der IG Metall zusammen mit dem gesamten Präsidium der
NRW-SPD, um Clement „den Rücken zu stärken“ (Wirtschaftswoche 2004). Die Bedeu-
tung dieser Protestveranstaltungen ergab sich vor allem aus der Verbindung mit einer
möglichen Wahlniederlage der SPD, da mit den Gewerkschaftsmitgliedern wichtige Teile
ihrer Stammwählerschaft gegen eine strikte Ausgestaltung des NAPs opponierten. Dies
veranlasste Steinbrück dazu, zweifach persönlich beim Bundeskanzler zu intervenieren,
um Clements Position zu unterstützen (Welt Online 2004).
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Der Bundestag war de facto nicht an der Ausarbeitung des NAPs beteiligt. Er fun-
gierte vielmehr zur formalen Ex-Post-Legitimation der im Arkanbereich von der Exekuti-
ve mit den Interessengruppen ausgehandelten Entscheidungen. Die Gesetze wurden unter
hohem Zeitdruck von der Bundesregierung in engem Kontakt mit verschiedenen Interes-
senvertretern erarbeitet. Für eine Beratung im Bundestag war der Zeitplan aufgrund des
Drucks zur fristgerechten Einreichung bei der EU-Kommission zu knapp: Erst am 31.3.
2004, dem letzten Tag der Frist, konnte das Kabinett den NAP nach konfliktintensiven
Verhandlungen beschließen und nach Brüssel melden. Zwar bestand formal ein Parla-
mentsvorbehalt, doch der Bundestag konnte nicht auf nennenswerte Ex-Post-Änderungen
insistieren. Dies hätte zum einen die EU-Kommission diskreditiert. Sowie zum anderen
den mühsam zwischen Trittin und Clement ausgehandelten Kompromiss gefährdet und
damit auch implizit den Fortbestand der Koalition infrage gestellt.
Dass es in Deutschland den Vertretern wirtschaftlicher Interessen gelang, eine suk-
zessive Ausweitung des nationalen Caps zu erwirken und zahlreiche Sonderinteressen
durchzusetzen, ist also im Wesentlichen zwei Tatsachen geschuldet: Aufgrund der Zer-
splitterung wirtschaftlicher Interessen entsprechend individueller betriebswirtschaftlicher
Kalküle war eine Aggregation dieser Interessen durch die entsprechenden Verbände nicht
möglich, so dass die zunächst breiten korporatistischen Verhandlungen in der AGE schei-
terten. Um das Interessenspektrum einzugrenzen, reagierte die Regierung mit einer Ver-
lagerung entsprechender Verhandlungen zunächst in den kleineren Kreis der Staatssek-
retärsrunde und schließlich in bilaterale Treffen mit einzelnen Akteuren. Dass dabei aus-
gerechnet die Umweltverbände zuerst aus den Verhandlungen ausgeschlossen wurden,
hat zwar sicherlich das Interessenspektrum der Beteiligten insgesamt reduziert. An der
grundlegenden Problematik einer Uneinigkeit innerhalb der Wirtschaft änderte dies je-
doch nichts. Gehör für ihre individuellen Anliegen fanden insbesondere die großen EVUs
schließlich bei den Landesregierungen und Bundespolitikern, die entsprechenden Lan-
desverbänden angehören. Mit den nahenden Wahlen nahm die Konfliktfähigkeit wirt-
schaftlicher Interessen zu, so dass sie den Vetopunkt Bundesrat als wichtigen Einflusska-
nal für sich gewinnen konnten.
4. Der Umsetzungsprozess im Vereinigten Königreich
Auch der Implementatonsprozess im Vereinigten Königreich lässt sich grob in drei Pha-
sen gliedern: Die Erarbeitung des ersten NAP-Entwurfs, die Verabschiedung des vorläu-
figen NAP I und die Aushandlung eines NAP-Nachtrags. Im Gegensatz zum deutschen
Fall bezieht sich diese Einteilung jedoch nicht auf Änderungen der institutionellen Struk-
tur der Aushandlungen zwischen gesellschaftlichen Interessengruppen und staatlichen
Akteuren. Diese blieben im Vereinigten Königreich während des gesamten Umsetzungs-
prozesses unverändert. Jedoch nahm auch hier die Rolle des Wirtschaftsministeriums ge-
genüber dem Umweltministerium schrittweise zu, wobei gleichzeitig das nationale CAP
immer weiter heraufgesetzt wurde.
4.1 Der NAP-Entwurf: Stunde des Klimaschutzes
Bereits zu Beginn des Umsetzungsprozesses fiel innerhalb der britischen Regierung die
Entscheidung, kein absolutes Cap für die Zuteilung von Zertifikaten a priori festzulegen.
138 Matthias Orlowski/Wolfgang Gründinger
Man entschied, dieses relativ zur Allokationsmethode festzusetzen; die Zertifikatmenge
also entweder entsprechend historischer Emissionswerte oder entsprechend vorhergesag-
ter Emissionswerte zu bestimmen. Daher stand diesbezüglich zunächst auch keine Zahl
im Raum. Vielmehr verlief die Diskussion entlang der Alternativen, ob das Cap lediglich
am verbindlichen Reduktionsziel einer Senkung der CO2-Emissionen um 12,5 Prozent
gegenüber 1990 bis 2010 entsprechend des EU Burden-Sharing-Agreements ausgerichtet
werden sollte oder an der nationalen Zielsetzung einer Reduktion von 20 Prozent im sel-
ben Bezugszeitraum. Das DEFRA sprach sich frühzeitig für ein striktes Cap entsprechend
dem 20 Prozent Reduktionsziel aus (ENDS 2003). Daraufhin bahnte sich ein Streit zwi-
schen DEFRA und DTI über die Höhe des Caps an, der sich durch den gesamten Imple-
mentationsprozess ziehen sollte. Während das DEFRA immer wieder den möglichen Bei-
trag des EU-ETS zum Klimaschutz hervorhob (House of Commons 2003, Column
376W), wurden von dem anderen Ressort vor allem Bedenken bezüglich möglicher ne-
gativer Auswirkungen einer strikten Reduktionspolitik auf die Wettbewerbsfähigkeit der
britischen Volkswirtschaft geäußert (House of Commons 2004b, Column 767W).
Am 19. Januar 2004 veröffentlichte das DEFRA den europaweit ersten Entwurf für
den Nationalen Allokationsplan (DEFRA 2004d). Bezüglich der Allokationsmethode ent-
schied sich das Umweltministerium für eine Mischung aus Grandfathering und Vorhersa-
gen sowie die kostenlose Zuteilung aller Zertifikate an bestehende Anlagen. Eine Redukti-
on gegenüber den BAU-Emissionen7 sollte generell nicht erfolgen. Die Berechnung des
Caps beruhte ebenso wie die Allokation auf Anlagenebene auf den letzten offiziellen
Emissionsvorhersagen für 2010 durch das DTI. Im NAP-Entwurf resultierten daraus 714,5
Mio. to CO2 für die drei Jahre der ersten Handelsphase. Dies hätte einer CO2-Emissions-
reduktion der betroffenen Sektoren von 16,3 Prozent gegenüber 1990 entsprochen. Gene-
rell war eine Zuteilung von Zertifikaten entsprechend der Vorhersagen unter Einbezug der
möglichen Wirkungen anderer Klimaschutzpolitiken vorgesehen. Daraus hätte sich bis
2010 eine Emissionsreduktion von 15,3 Prozent gegenüber 1990 ergeben. Entsprechend
dem im Climate Change Programm der Regierung (DEFRA 2000) vorgesehenen Beitrag
des Emissionshandels zur Erfüllung der Reduktionsziele waren nach Anerkennung der Re-
duktionsleistungen des UK-ETS weitere Einsparungen von 5,5 Mio. to CO2 notwendig.
Diese Abweichung vom BAU, also die Reduktion gegenüber 1990 von 16,3 Prozent statt
15,3 Prozent, sollte von den Stromerzeugern erbracht werden (DEFRA 2004d, S. 4).
Eine spezielle Anerkennung von Early Action war im NAP-Entwurf nicht vorgese-
hen, da die Zuteilung der Zertifikate auf Anlagenebene auf Basis der durchschnittlichen
Emissionen von 1998-2002 emissionsmindernde Maßnahmen in diesen Jahren bereits be-
rücksichtige (ebd., S. 22). Die Regierung folgte der Argumentation der Umweltverbände,
frühere Bemühungen um Emissionsreduktionen seien aus ökonomischen Kalkülen er-
wachsen und daher bei der Allokation nicht gesondert anzuerkennen. Zwar sollte es keine
Auktionierung bei der Erstzuteilung der Zertifikate an bestehende Anlagen geben, jedoch
sieht der NAP-Entwurf eine Auktionierung derjenigen Zertifikate vor, die am Ende eines
Jahres nicht aus einer noch einzurichtenden Rücklage von Zertifikaten für Neueinsteiger
(NER) vergeben wurden. Nach dem Entwurf sollte die Übertragung von Zertifikaten nach
der Schließung von Anlagen nicht möglich sein. Auch die Forderungen eines Großteils
der Industrievertreter und des DTI nach der Möglichkeit, ungenutzte Zertifikate in die
zweite Handelsperiode zu überführen, wurde abgewiesen.
Ein Abgleich des NAP-Entwurfs mit den grundlegenden Positionen verschiedener In-
teressengruppen zeigt, dass sich hier Umweltinteressen in wesentlichen Punkten durchset-
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zen konnten. In vielen Fragen war die Position des DEFRA bereits zu Beginn des Umset-
zungsprozesses beinahe deckungsgleich mit der der Umweltverbände und es konnte diese
in vielen Punkten gegenüber dem DTI behaupten. Dabei spielte es sicherlich eine Rolle,
dass das DEFRA das federführende Ressort und das DTI nur angemessen einzubeziehen
war. Außerdem fand das Umweltministerium wichtige Argumente gegen Warnungen vor
möglichen Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der EU, die seitens des DTI und verschie-
dener wirtschaftlicher Interessenvertreter immer wieder ausgesprochen worden waren.
Dem hielt das DEFRA entgegen, dass viele Staaten gezwungen sein würden, ihre nationa-
len Caps strikt zu setzen, da sie im Gegensatz zum Vereinigten Königreich noch weit von
der Erfüllung ihrer Kyoto-Ziele entfernt seien (House of Commons 2004a, Column 011).
Außerdem würde es die frühzeitige Abgabe des NAPs bei der Kommission ermöglichen,
einen Referenzpunkt für andere EU Mitgliedstaaten zu setzen, die dann ebenso anspruchs-
volle NAPs ausgestalten müssten. Angesichts der Tatsache, dass für alle Sektoren Emis-
sionen entsprechend des vorhergesagten BAU ausgegeben werden sollten, müssten die be-
troffenen Unternehmen ferner auch weiterhin im internationalen Wettbewerb bestehen
können, da ja zunächst keinerlei Einsparungen von ihnen verlangt wurden (ENS 2004).
Bei der Ausarbeitung des NAP-Entwurfs konnten die großen Stromerzeuger ihre In-
teressen am wenigsten durchsetzen. Immerhin war es ihr Sektor, der als einziger weniger
Zertifikate zugestanden bekam als es den vorhergesagten BAU-Emissionen entsprochen
hätte. Die Schwäche der EVUs bestand zum einen darin, dass der Sektor wie in Deutsch-
land entsprechend des Brennstoffmixes der einzelnen Unternehmen in sich gespalten war.
Im Unterschied zu Deutschland wurde ferner die Konfliktfähigkeit der EVUs seitens des
DEFRA nicht anerkannt: Drohungen mit Arbeitsplatzverlusten und Investitionsverweige-
rungen liefen ins Leere, da das Ministerium trotz entgegengesetzter Verlautbarungen der
Unternehmen die Ansicht vertrat, der Sektor sei aufgrund der Insellage im Vereinigten
Königreich kaum internationalem Wettbewerb ausgesetzt (DEFRA 2004d, S. 14).
In der Reaktion auf dieses Argument verschoben sich die Argumentationsmuster der
Vertreter aus dem Energiesektor. Anstatt auf mögliche Arbeitsplatzverluste wurde nun
auf potenzielle Strompreissteigerungen verwiesen, da die EVUs auf den Zukauf von Zer-
tifikaten angewiesen sein würden. Dies wiederum hätte negative Auswirkungen auf die
Wettbewerbsfähigkeit der gesamten britischen Volkswirtschaft. Außerdem wurde die Me-
thodik des DTI bei der Berechnung der Emissionsvorhersagen kritisiert und angekündigt,
sich in dieser Angelegenheit intensiv mit dem Ministerium zu beraten (House of Lords
2004, Q549ff.). Auch andere Interessenvertreter änderten ihre Argumentationsstrategie
dahingehend, dass sie die Validität der vorhergesagten BAU-Emissionen in Zweifel zo-
gen. Da hier die Zuständigkeit nicht mehr beim DEFRA, sondern dem DTI lag, sollte das
Ministerium im weiteren Verlauf des Umsetzungsprozesses der bedeutendere Adressat
des Lobbying derjenigen Akteure werden, die mit der ihnen nach dem NAP-Entwurf zu-
gestandenen Menge an Zertifikaten nicht zufrieden waren.
4.2 Der vorläufige NAP: Das Wiederaufleben ökonomischer Interessen
Welchen Einfluss die Diskussionen zum NAP-Entwurf auf die Arbeit in den zuständigen
Ministerien hatte, zeigt der Vergleich mit dem vorläufigen NAP, der nach Beanstandungen
durch die Kommission erst am 7. Juli genehmigt wurde (Europäische Kommission 2004).
Die Angaben zum Cap im vorläufigen NAP I basierten auf immer noch inoffiziellen aber
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neuen Vorhersagen, die das DTI Ende Mai veröffentlicht hatte (DTI 2004a). Entsprechend
der neuen Berechnungen stieg das Cap um 3 Prozent gegenüber dem NAP-Entwurf vom
Januar 2004 auf 736,3 Mio. to CO2. Demnach hätte sich bei einer Ausgabe der Zertifikate
nach BAU bis 2010 eine Reduktion der CO2-Emissionen von 14,3 Prozent gegenüber 1990
in den vom EU-ETS erfassten Sektoren ergeben. Im Entwurf waren es noch 15,4 Prozent.
Auch im vorläufigen NAP war die Ausgabe von weniger Zertifikaten vorgesehen als sie
sich aus dem BAU ergeben hätten. Wie schon im NAP-Entwurf so sollten auch nach dem
vorläufigen NAP Einsparungen von 5,5 Mio. to CO2 im Energiesektor erfolgen. Daraus
hätte sich nach den neuen Vorhersagen des DTI bis 2010 eine Reduktion von 15,2 Prozent
– statt zuvor 16,3 Prozent – ergeben (DEFRA 2004c, S. 10, 2004d, S. 4).
Das DEFRA hatte die Angaben zu den Allokationsmengen im genehmigten NAP mit
dem Vorbehalt einer möglichen nachträglichen Änderung versehen, da diese noch immer
auf vorläufigen Prognosen des DTI basierten (DEFRA 2004c, S. 8). Daher war mit der
Annahme des NAPs durch die Kommission das Bemühen der Industrievertreter um die
Zuteilung größerer Zertifikatmengen für ihre Anlagen und Sektoren noch nicht beendet.
Allerdings stellte die Kommission bei der Genehmigung klar, dass eine eigenmächtige
nachträgliche Erhöhung durch die britische Regierung nicht möglich sei. In diesem Fall
müsse der gesamte NAP zur erneuten Genehmigung bei der Kommission vorgelegt wer-
den (Europäische Kommission 2004, Art. 3 (3)).
Durch die faktische Verlagerung der Zuständigkeit über die Entscheidung des Caps
vom DEFRA in das DTI befürchteten die Umweltverbände bereits nach dieser ersten Er-
höhung des Caps gegenüber dem NAP-Entwurf, dass die Interessen der Industrievertreter
dort stärker zum Tragen kommen würden (ENDS 2004c). Die Reaktionen der Industrie-
vertreter auf den vorläufigen NAP bestätigten diese Befürchtungen der Umweltverbände.
Die Association of Electricity Producers (AEP) übte scharfe Kritik an den Berechnungen
des DTI, aus welchen sich für den Stromsektor eine Minderung der Zertifikatmenge für
bestehende Anlagen um 1,5 Prozent gegenüber dem NAP-Entwurf ergeben hatte. Die
Emissionsmenge liege weit unter den tatsächlichen BAU-Emissionen und „reductions on
this scale cannot be met [...] other than via the purchase of allowances.“ (ENDS 2004b, S.
50) Und dies, so die Vertreter der EVUs, führe unweigerlich zu einer Steigerung der
Strompreise und damit zu Wettbewerbsnachteilen der verarbeitenden Industrie.
4.3 Der nachgereichte NAP: Am Ende entscheidet Europa
Am 27. Oktober veröffentlichte das DEFRA eine neue Liste mit den Allokationsmengen,
die auf einer weiteren vorläufigen Berechnung des DTI basierten (DTI 2004b). Nach den
neuen Berechnungen ergab sich ein Cap von 792,4 Mio. to CO2, was 7,6 Prozent über
dem ursprünglich im vorläufigen NAP angegebenen lag. Angesichts der Frage, ob man
bei der Kommission eine nachträgliche Erhöhung des Caps um die Differenz von 56,1
Millionen Zertifikaten beantragen sollte, war es zu einem Wiederaufleben des Konflikts
zwischen DTI und DEFRA gekommen. Das höhere Cap hatte sich aus den in den neuen
Berechnungen höheren BAU-Emissionen ergeben. Während das Wirtschaftsministerium
an seiner Position festhielt, britische Unternehmen nicht über das Maß der bestehenden
Klimaschutzpolitiken hinaus mit Reduktionsverpflichtungen zu belasten und folglich eine
entsprechende Nachbesserung im NAP verlangte, fürchteten die Verantwortlichen im
DEFRA den aus dem Antrag zur nachträglichen Erhöhung möglichen Imageschaden
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(ENDS 2004a). Selbst auf höchster Ebene konnte zwischen den Ressorts keine Einigung
erzielt werden, so dass die Minister mit ihrem Problem an den Premierminister herantra-
ten, um um eine Entscheidung zu bitten.
Mit der Veröffentlichung der neuen Allokationsmengen am 27. Oktober gab das DE-
FRA bekannt, dass man bei der Kommission eine nachträgliche Erhöhung der insgesamt
auszugebenden Zertifikatmenge um 19,8 Mio. to CO2 beantragen wolle (DEFRA 2004b).
Zwar bemühte sich Umweltministerin Beckett, die Erhöhung um nur 19,8 statt 56,1 Mil-
lionen Zertifikate als Erfolg des Umweltministeriums für mehr Klimaschutz auszulegen.
Jedoch zeigt die letztendliche Entscheidung, überhaupt eine nachträgliche Erhöhung des
Caps zu beantragen, dass sich das DTI in der Auseinandersetzung weitgehend durchset-
zen und den Premierminister von den Bedenken bezüglich möglicher Schäden für die
Wettbewerbsfähigkeit britischer Unternehmen überzeugen konnte. Bei einer Befragung
am 8. Februar 2005 im Liaison Committee des Unterhauses erklärte Tony Blair denn
auch, dass er die Entscheidung zur nachträglichen Erhöhung des nationalen Caps getrof-
fen habe, um Wettbewerbsnachteile britischer Unternehmen im europäischen Markt zu
vermeiden (House of Commons 2005a, Q123).
Die offiziellen Vorhersagen wurden erst am 11. November 2004 durch das DTI ver-
öffentlicht, wobei es gegenüber den vorläufigen Zahlen vom Oktober zu einer dritten Er-
höhung der geschätzten BAU-Emissionen und verschiedenen Änderungen in den sekto-
ralen Allokationsmengen kam (DTI 2004c). Forderungen nach einer Erhöhung des Caps
um mehr als die zuvor vereinbarten 19,8 Millionen Zertifikate blieben jedoch aus. Der
NAP-Nachtrag mit dem entsprechenden neuen Allokationsplan wurde schließlich am 14.
Februar 2005 veröffentlicht, nachdem bereits ein Antrag zur Genehmigung des höheren
Caps bei der Kommission eingereicht worden war (DEFRA 2005b).
Die nachträgliche Erhöhung des Caps wurde seitens der Umweltverbände als tiefer
Rückschlag empfunden. Vielfach wurde der Regierung vorgeworfen, gegenüber den Dro-
hungen der Industrie mit Investitionsverweigerungen und Arbeitsplatzverlusten einge-
knickt zu sein und die eigenen ambitionierten Zielsetzungen in der Klimaschutzpolitik
aufgegeben zu haben (Greenpeace 2004). Allerdings war dieser Erfolg der wirtschaftli-
chen Interessengruppen mit einer Einschränkung insbesondere für die EVUs versehen.
Denn während alle anderen Sektoren, wie bisher auch, Zertifikate entsprechend der vor-
hergesagten BAU-Emissionen erhalten sollten, würden alle Abweichungen vom BAU zu
Lasten des Stromsektors gehen (DEFRA 2004a, S. 8). Darunter fielen die 5,5 Mio. to
CO2, die entsprechend dem Energy White Paper (DEFRA 2000) durch den Emissions-
handel eingespart werden sollten und die 36,3 Mio. to CO2, für die nach der Übereinkunft
zwischen DTI und DEFRA keine nachträgliche Erhöhung beantragt werden sollte. Au-
ßerdem trugen die EVUs das Risiko, dass der Erhöhung des Caps durch die Kommission
nicht stattgegeben werden könnte. Dieses Risiko schien sich am 13. Januar 2005 nach ei-
ner inoffiziellen Ankündigung der Kommission, der nachträglichen Erhöhung des Caps
nicht stattzugeben, zu materialisieren. Die britische Regierung erhöhte danach den Druck
auf die Kommission, indem sie mit rechtlichen Schritten in diesem Fall drohte, was die
offizielle Ablehnung des britischen Gesuchs am 2. Februar 2005 jedoch nicht verhinderte.
Die Verzögerung der Ausgabe der Zertifikate im Vereinigten Königreich aufgrund
des Streits zwischen der Regierung und der Kommission wurde von den meisten Indus-
trievertretern kritisiert (The Financial Times 2005a). Der Druck der Unternehmen, end-
lich Rechtssicherheit zu schaffen, fiel im Februar und März 2005 mit der Veröffentli-
chung verschiedener Artikel in der Presse zusammen, die die Unvereinbarkeit der öffent-
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lich beanspruchten Vorreiterrolle der Labour-Regierung in puncto Klimaschutz mit der
Erhöhung des nationalen Caps hervorhoben (bspw. The Financial Times 2005b, The
Guardian 2005). Auch das Parlament rügte die Regierung für dieses Vorgehen und ver-
langte eine möglichst baldige Beilegung des Streits mit der Kommission, um den Schaden
für das internationale Ansehen des Vereinigten Königreichs zu begrenzen (House of
Commons 2005b, S. 18).
Am 5. Mai 2005 standen Unterhauswahlen an, die wohl das Kalkül der Regierungs-
mitglieder, insbesondere des Premierministers, beeinflussten. Mit den nahenden Wahlen
und der damit einhergehenden stärkeren Präsenz des Parteienwettbewerbs bekamen – wie
in Deutschland – nun auch im Vereinigten Königreich ökonomische Interessen den Vor-
zug vor ökologischen. So war die Kritik der Industrievertreter am vorläufigen NAP so-
wohl von manchen Abgeordneten im Unterhaus,8 als auch in Teilen der Presse aufge-
nommen worden, und erst verstummt, nachdem Tony Blair beschlossen hatte, die nach-
trägliche Erhöhung des Caps bei der Kommission zu beantragen. Nachdem nun, neben
der Industrie, auch das House of Commons drängte, das EU-ETS endlich umzusetzen und
britischen Unternehmen die Teilnahme am Handel zu ermöglichen (House of Commons
2005c, S. 42), ließ eine Entscheidung erneut nicht lange auf sich warten. Im März ließ das
DEFRA verlautbaren, zunächst die Zertifikate nach dem von der Kommission geneh-
migten NAP I auszugeben. Gleichzeitig kündigt es an, Klage9 gegen die Kommission
wegen dem Nicht-Zugeständnis der zusätzlichen Emissionsmenge im NAP I einzureichen
(DEFRA 2005c). Der genehmigte NAP I wurde schließlich in eine Verordnung eingear-
beitet, die am 24. Mai 2005 dem Parlament sowie der Öffentlichkeit vorgelegt wurde und
schließlich unverändert am 14. Juni 2005 in Kraft trat (DEFRA 2005d).
5. Vergleichende Betrachtung der nationalen Umsetzung
des EU-ETS
Die vergleichende Analyse der politischen Prozesse um die Ausgestaltung der NAPs in
Deutschland und dem Vereinigten Königreich zeigt, dass deren unterschiedlich starke
umweltpolitische Ambitioniertheit das Ergebnis des Einflusses verschiedener Interessen-
gruppen auf die Entscheidungsfindung in den formal legitimierten Institutionen ist. In
beiden Staaten konnte ein wirtschaftliches Lager ausgemacht werden, dessen Mitglieder
ihre Positionen mit Wachstum, Arbeitsplätzen und Wettbewerbsfähigkeit begründeten.
Um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen, drohten sie mit Investitionsverweigerun-
gen und beschworen düstere Szenarien von Werksschließungen, Standortverlagerungen
und Arbeitsplatzverlusten herauf. Allerdings wurde dieser Argumentation im Vereinigten
Königreich zunächst weniger gefolgt als in Deutschland. Das zuständige Umweltministe-
rium versuchte die Argumente industrieller Interessenvertreter strategisch außer Kraft zu
setzen und schwächte so deren Position.
Der Bundesrat, der aufgrund der parteipolitischen Inkongruenz zur Regierungskoali-
tion auf Bundesebene ein Vetopunkt im formalen Entscheidungsprozess darstellte, bot ei-
nen wichtigen Kanal zur Vermittlung partikularer Interessen in Deutschland. Da die In-
teressen von NRW und den ostdeutschen Ländern, wo zahlreiche Anlagen energieinten-
siver Industrien angesiedelt sind, stark von der Erarbeitung des NAPs tangiert waren,
standen in diesen Ländern Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften in einer seltenen Alli-
anz gegen einen progressiv ausgestalteten NAP. Ihre Vetoposition im Bundesrat bot die-
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ser Allianz die Möglichkeit, ihre Forderungen in Verhandlungen mit der Regierung
durchzusetzen. Einen solchen Ansatzpunkt für den Einfluss von geographisch in be-
stimmten Regionen konzentrierten Wirtschaftsinteressen gab es im zentralistischen Sys-
tem des Vereinigten Königreichs nicht, was einer umweltpolitisch relativ ambitionierten
Ausgestaltung des NAP I zugute kam.
Ein weiterer bedeutender Unterschied ergab sich aus dem im politischen System an-
gelegten Umgang mit Interessengruppen und deren Beziehungen zum Staat; sprich die
Unterschiede im Zugang der Interessengruppen zu den politischen Entscheidungsträgern.
In Deutschland wurde ganz im Sinne der korporatistischen Tradition die AGE zur Er-
stellung des NAPs gegründet, wo zunächst neben zahlreichen Wirtschaftsverbänden, Un-
ternehmen und Gewerkschaften auch einige Verbände und Unternehmen aus dem Um-
weltbereich sowie die Bundestagsfraktionen beteiligt waren. Mit der Verlagerung der we-
sentlichen Verhandlungen in die Staatssekretärsrunde wurden jedoch sämtliche ökologi-
schen Interessengruppen vom Zugang ausgeschlossen. Nach dem Abbruch der Staatsse-
kretärsrunde kam es nur noch zu informellen, bilateralen Kontakten zwischen Interessen-
gruppen und politischen Entscheidungsträgern. In dieser intransparenten Grauzone, der
gerade in der entscheidenden Schlussphase der NAP-Willensbildung die größte Bedeu-
tung zukam, konnten sich die ressourcenreicheren Gruppen besser durchsetzen.
Demgegenüber gestaltete sich der zentralisierte, auf die einzelnen Ressorts ausge-
richtete Willensbildungsprozess im Vereinigten Königreich wesentlich offener. Hier
konnten sich alle potenziell Interessierten im Rahmen der formalen Konsultationsverfah-
ren an die Regierung wenden. Dabei wurde die Fachkompetenz der Umweltverbände vor
allem vom DEFRA anerkannt, was deren Einfluss in der Anfangsphase stärkte. Ferner
verweigerte das DEFRA die Anerkennung der Konfliktfähigkeit wichtiger wirtschaftli-
cher Interessenvertreter, so dass viele der klimaschonenden Regelungen des NAPs in die-
ser Anfangsphase im NAP-Entwurf festgeschrieben und später nicht mehr geändert wur-
den.
Jedoch erhöhte sich auch im Vereinigten Königreich der Einfluss wirtschaftlicher In-
teressen im Zeitverlauf. Dies ergab sich, ebenso wie in Deutschland, durch eine stärker
werdende Rolle des Wirtschafts- gegenüber dem Umweltministerium im Umsetzungspro-
zess. Aufgrund der gewählten Allokationsmethode fiel nicht nur die Erarbeitung des Ma-
kroallokationsplans in den Zuständigkeitsbereich des DTI, was lediglich einen Streit um
Allokationsmengen zwischen den verschiedenen betroffenen Sektoren – und damit inner-
halb des wirtschaftlichen Lagers – zur Folge gehabt hätte. Mit den Vorhersagen des DTI
änderte sich auch das Cap und durch die Erhöhung der BAU-Emissionen konnte die Ar-
gumentation gegen Drohungen mit Standortverlagerung aufgrund von Wettbewerbsnach-
teilen nicht aufrechterhalten werden. Damit stieg der Einfluss wirtschaftlicher Interessen,
die nun ihre Konfliktfähigkeit voll entfalten konnten. Damit konnten diese in der Schluss-
phase des Umsetzungsprozesses auch im Vereinigten Königreich einen wesentlich größe-
ren Einfluss geltend machen als zu Beginn. Dabei beschränkte sich der Einfluss jedoch
auf die Berechnung der Emissionsvorhersagen und damit auf die Höhe der sektoralen und
des nationalen Caps. Sonderregelungen, wie etwa die besondere Anerkennung von frühe-
ren Maßnahmen zur Emissionsreduktion, waren hingegen nicht mehr durchzusetzen, da
der NAP I vom DEFRA zuvor bereits weitgehend ausformuliert worden war.
Mit den anstehenden Unterhauswahlen stieg der Einfluss wirtschaftlicher Interessen
insbesondere über den Druck auf Abgeordnete im Unterhaus, so dass sie letzten Endes
den Premierminister dazu bewegen konnten, das Umweltministerium aufzufordern, bei
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der Kommission eine nachträgliche Erhöhung des Caps zu beantragen. Durch den Vorbe-
halt der Europäischen Kommission, jede nachträgliche Erhöhung des Caps in einem ge-
sonderten Verfahren zu genehmigen, hatte sie sich jenseits der Grenzen, die den nationa-
len Umsetzungsspielraum ausmachen und deren Einhaltung sie ohnehin kontrollierte, als
weiteren Vetopunkt im Umsetzungsprozess des EU-ETS im Vereinigten Königreich in-
stalliert, den die wirtschaftlichen Interessensvertreter nicht für sich gewinnen konnten. So
blieb es insgesamt bei einer umweltpolitisch vergleichsweise ambitionierten Ausgestal-
tung des NAPs, die aus dem institutionell bedingten, relativ großen Einfluss der Umwel-
tinteressen und der vor allem durch die Aberkennung des Drohpotenzials durch die politi-
schen Entscheidungsträger relativ kleinen Konfliktfähigkeit der Wirtschaft resultierte.
Anders war dies in Deutschland. Die Konstellation eines politisch unverzichtbaren
Wirtschaftsministers, einem Schulterschluss von Wirtschaft und Gewerkschaften mit ho-
hem Drohpotenzial, der politisch immensen Bedeutung der nahenden Landtagswahl in
NRW gepaart mit dem innerparteilich hohem Gewicht des NRW-Landesverbands sowie
der geringen Wertschätzung des Emissionshandels bei Teilen der Umweltindustrie und
-politik, potenzierten sich hier zu einer hohen Konfliktfähigkeit wirtschaftlicher Interes-
sen. Damit war es deren Vertretern möglich, das Cap sukzessive aufzuweichen und ver-
schiedene Sonderregelungen durchsetzen, was insgesamt zu einem wenig ambitionierten
NAP führte.
Diese Schlussfolgerungen aus der vergleichenden Betrachtung der Umsetzungspro-
zesse des Europäischen Emissionshandelssystems machen deutlich, dass es sich dabei
nicht einfach um den administrativen Vollzug einer europäischen Politik handelte. Viel-
mehr waren es umkämpfte nationale politische Prozesse, in denen Eigentumsrechte defi-
niert und verschiedenen Akteuren zugesprochen wurden. Um solche Prozesse adäquat
analysieren zu können, ist der Einbezug originär politischer Variablen unumgänglich.
Erst die Betrachtung des Zusammenspiels von Interessen, Institutionen und der Logik
politischen Wettbewerbs macht nachvollziehbar, warum die Einführung des EU-ETS im
Vereinigten Königreich genutzt werden konnte, um Emissionsrechte tatsächlich zu ver-
knappen, während es in Deutschland zur klimapolitisch unsinnigen Überallokation von
Verschmutzungsrechten kam.
Anmerkungen
1 Neben Deutschland waren dies Polen und Frankreich mit einer Überallokation von 12,8 Prozent bzw. 12,7
Prozent (Ellerman/Buchner 2007, S. 79).
2 Das britische Emissionshandelssystem und das EU-ETS weisen jedoch zum Teil erhebliche Unterschiede
auf. So umfasste ersteres zum Beispiel sechs Treibhausgase, die Teilnahme war freiwillig und im Gegen-
satz zum EU-ETS handelte es sich um ein downstream System (Nye/Owens 2008). Ohne weiter auf diese
Details einzugehen sei darauf verwiesen, dass sich aufgrund dieser Unterschiede mit der Verabschiedung
der Emissionshandelsrichtlinie auch im Vereinigten Königreich ein höherer Anpassungsdruck ergab, als
dies die Existenz des nationalen Emissionshandelssystems allein vermuten ließe.
3 Im Rahmen einer Reform der Arbeitsweise der Ausschüsse des britischen Parlaments wurden die Stan-
ding Committees im Sommer 2006 in General Committees umbenannt.
4 Das heutige Wirtschaftsministerium des Vereinigten Königreichs, das Department for Business, Innovati-
on and Skills, entstand im Juni 2009 durch die Zusammenlegung des Department for Innovation, Univer-
sities and Skills und des Department for Business, Enterprise and Regulatory Reform, die erst im Juni
2007 durch die Aufspaltung des DTI eingerichtet worden waren.
5 Das nationale Emissionshandelssystem im Vereinigten Königreich wurde in einem dichten Netzwerk zwi-
schen Industrie und Politik entworfen (Engels/Knoll/Huth 2008). Die Verbindungen zwischen Politik und
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Wirtschaft wurden dabei über die UKETG koordiniert, in der vor allem Unternehmen aus Strom- und Mi-
neralölwirtschaft vertreten sind.
6 Da die Sitzungsprotokolle größtenteils nicht öffentlich zugänglich sind, wird hier auf eine von Corbach
(2007) vorgelegte Inhaltsanalyse zurückgegriffen, die sich allerdings weitgehend auf die Aktivitäten der
Energiewirtschaft beschränkt sowie die institutionellen Bedingungen des politischen Systems vernachlässigt.
7 BAU (business-as-usual)–Emissionen bezeichnen Emissionsvorhersagewerte entsprechend bestehender
Produktionsverfahren im Gegensatz zu BAT (best-available-technology)-Emissionen; Vorhersagewerten
auf Basis der besten zur Verfügung stehenden Technologie. Letztere fallen im Allgemeinen niedriger aus.
8 So zum Beispiel die Conservatives-Abgeordnete Anne McIntosh in ihrer Auseinandersetzung mit Junior-
Umweltminister Elliot Morley (House of Commons 2004a).
9 Am 23. November 2005 sprach das Gericht erster Instanz des Europäischen Gerichtshofs ein Urteil zu-
gunsten der Briten, wonach der Antrag noch einmal zu prüfen sei. Nach einer erneuten Prüfung kam die
Kommission jedoch im Februar 2006 zum gleichen Ergebnis wie zuvor und lehnte die nachträgliche Er-
höhung des NAP I mit einer anderen Begründung ab (Europäische Kommission 2006). Wohl angesichts
des geringen Verständnisses der Öffentlichkeit und des unerwartet niedrigen Preises der Emissionszertifi-
kate auf dem europäischen Markt kündigte das DEFRA daraufhin im April 2006 an, die Angelegenheit
nicht weiter zu verfolgen (The Guardian 2006).
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